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Mandantenbrief 12/2018 
 
 
SPRUCH des Monats 
 

Das Vergleichen ist das Ende des Glücks und der Anfang der Unzufrieden-

heit. 

Søren Aabye Kierkegaard; 1813 - 1855, dänischer Philosoph, Theologe und Schriftsteller  

 

 
 
 
Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
 

Kein Verfall nicht genomme-

nen Jahresurlaubs 
  

Ein Arbeitnehmer darf seine erworbenen Ansprüche auf be-

zahlten Jahresurlaub nicht automatisch deshalb verlieren, weil 

er keinen Urlaub beantragt hat. Zu dieser Entscheidung kam 

der Europäische Gerichtshof (EuGH) mit seinen Urteilen vom 

6.11.2018. 

 

Weist der Arbeitgeber jedoch nach, dass der Arbeitnehmer 

aus freien Stücken und in voller Kenntnis der Sachlage darauf 

verzichtet hat, seinen bezahlten Jahresurlaub zu nehmen, 

nachdem er in die Lage versetzt worden war, seinen Urlaubs-

anspruch tatsächlich wahrzunehmen, steht das Unionsrecht 

dem Verlust dieses Anspruchs und - bei Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses - dem entsprechenden Wegfall einer 

finanziellen Vergütung nicht entgegen. 

 

Die Beweislast liegt beim Arbeitgeber, da der Arbeitnehmer 

als die schwächere Partei des Arbeitsverhältnisses anzusehen 



ist. Er könnte daher davon abgeschreckt werden, seine Rech-

te gegenüber seinem Arbeitgeber ausdrücklich geltend zu 

machen, da sich dieses unter Umständen zu seinem Nachteil 

auf das Arbeitsverhältnis auswirken könnte. Der Gerichtshof 

stellt weiter fest, dass dieses unabhängig davon gilt, ob es 

sich um einen öffentlichen oder einen privaten Arbeitgeber 

handelt. 

 

In zwei weiteren Urteilen entschieden die EuGH-Richter, dass 

der Anspruch eines verstorbenen Arbeitnehmers auf eine 

finanzielle Vergütung für nicht genommenen bezahlten Jah-

resurlaub im Wege der Erbfolge auch auf seine Erben über-

gehen kann. Somit können die Erben eines verstorbenen 

Arbeitnehmers von dessen ehemaligem Arbeitgeber eine 

finanzielle Vergütung für den von dem Arbeitnehmer nicht 

genommenen bezahlten Jahresurlaub verlangen. 

 

 

 
Familienrecht 
 

Familienportal online 
  

Die Bundesregierung hat im Juli 2018 ein Familienportal 

(www.familienportal.de) online gestellt. In diesem Portal gibt 

es u. a. Antworten auf die Fragen: Wie viel Elterngeld steht 

uns zu? Wie ist der Mutterschutz geregelt? Wo und wie kann 

ich Anträge auf staatliche Leistungen stellen? 

 

Es orientiert sich an den unterschiedlichen Lebenslagen von 

Familien (z. B. "Kinder und Jugendliche"). Mit nur wenigen 

Klicks können Nutzer die gewünschten Informationen abru-

fen. In dem Portal erhalten die Verbraucher aber nicht nur 

Informationen über sämtliche staatlichen Familienleistungen, 

sondern auch wichtige Hinweise zu weiteren Leistungen wie 

Ausbildungsförderung, Arbeitslosengeld oder Sozialhilfe. 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.familienportal.de/


 

 

 

Sonstiges 
 

Prämiengewährung durch gesetzli-

che Krankenkassen kann Sonderausga-

benabzug mindern 
  

Die gesetzlichen Krankenkassen können ihren Versicherten sog. Wahltari-

fe, d. h. Selbstbehaltungstarife in begrenzter Höhe oder Kostenerstat-

tungstarife anbieten. Wird ein solcher Tarif gewählt, hat der Steuerpflicht-

ige die Möglichkeit eine Prämie zu erhalten. 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte nunmehr zu entscheiden, wie sich so 

eine Prämie beim Ansatz der Krankenversicherungsbeiträge auf die Son-

derausgaben auswirkt. Im entschiedenen Fall wählte ein Steuerpflichtiger 

einen Wahltarif mit Selbstbehalten, aufgrund dessen er eine Prämie je 

Kalenderjahr bekommen konnte. Diese erhielt er auch, berücksichtigte sie 

aber nicht bei den von ihm steuerlich geltend gemachten Krankenversi-

cherungsbeiträgen. Das Finanzamt (FA) sah in der Prämienzahlung eine 

Beitragsrückerstattung und setzte dementsprechend geringere Sonder-

ausgaben fest. 

 

Der BFH bestätigte in seiner Entscheidung vom 6.6.2018 die Auffassung 

des FA. Danach stellt die Prämienzahlung eine Beitragsrückerstattung dar, 

die die Vorsorgeaufwendungen des Steuerpflichtigen mindert. Er begrün-

det dies damit, dass sich die wirtschaftliche Belastung des Steuerpflichti-

gen reduziert. Diese ist aber wesentliche Voraussetzung für den Sonder-

ausgabenabzug. 

 

Anmerkung: Die Prämie ist anders zu behandeln als Bonusleistungen, 

die gesetzliche Krankenkassen ihren Mitgliedern zur Förderung gesund-

heitsbewussten Verhaltens gewähren. Diese mindern nicht die als Son-

derausgaben abziehbaren Krankenversicherungsbeiträge, sofern sie im 

Zusammenhang mit gesundheitlich bedingten Aufwendungen stehen. 

Können Bonuszahlungen nicht zugeordnet werden, kommt es dagegen 

auch hier zu Kürzungen. Den Unterschied sieht der BFH darin, dass der 

Bonus eine Erstattung der vom Versicherten selbst getragenen gesund-

heitsbezogenen Aufwendungen ist und damit nicht im unmittelbaren Zu-

sammenhang mit den Beiträgen zur Erlangung des Basiskrankenversiche-

rungsschutzes steht. 

 

 


